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13/J Ln f r ,8 ß e 

der Abg. S t end e b a 0 h und Genossen 

an aen~undeskanzler, 

11j"-.. n, 6. Juli 1956 

betreffend mengenmäßige Richtigstellung der im Staatsvertrag an die UdSSR 

.übernommenen kostenlosen ErdBllieferungen • 

... -....... .... 
Als die österreichische Regierung in MOskau über den .Staatsvertrag ver­

handelte, wurde ihr der festgestellte Ölvorrat in Niederösterre~oh mit 72 

Millionen Tonnen naohgewiesen. Auch der Bsterreichisohe Chefgeologe lloktor 

Fl."iedl, der unter den Rüssen gearbeitet hatte, gab die von diesen festge­

stellten ErdBlvorräte mit ~d 70 Millionen Tonnen an, wobei man mit neuen 

Vorkommen in N'iederösterreioh rechne und einen Gesamtbestand von 100 14111ionen 

Tonnen annehmen könne" 

Nun hat auf Veranlassung der Obersten Bergb.ehörde 6sterreichs die geolo­

gische Bundesanstalt. die nach dem Lagerstättengesetz hiezu berufen ist, ein 

Gutaohten e.rste1l t, das zu ganz anderen Ergebnissen gelangte. Anstelle von 

72 bis 76 Million'6n Tonnen sicherer und wahrscheinlicher Reserven der russi-
" schen Sohätzung kommt daher dieses.österreiohischeGutachten, ~a8 sich der' 

gleichen Unterlagep bedient wie die Russen, auf einen Ölvorrat von nur mehr 

54 Millionen Tonnen. Naoh Abzug der Staatsvertrags lieferungen an die UdSSR 

von 11.2 :Millionen Tonnen verbleiben demnach Österreich nur mehr 4~ mllionen 

TonnenoBas entspricht aber nur der zwölffachen Jahresförderung von 1955, 
während es nach 4en russisohen Angaben in MoSkau mindestens 16.5 Jahresför­

derungen sein sollten. Außerdem nimmt die Förderungsergiebigkeit der öster­

reiohisohen Ölfelder bereits ab und wird heuer um mindestens 150 ... 000 Tonnen 

geringer sein als im Jahre 19550 AblBselieferungen in der vereinbarten Höhe 

würden Österreioh sop;()n in 1 bis 2 Jahren zu einem Olzuschußland maohen. Das 

wÜrde bed~ten, daß österreich dss an Rußland zu liefernde Öl ZUm Großt~il im 

Ausland kaufen müßte, 

Aus all dem ergiQ~ sich der zwingende Schluß, daß die österreiohische 

Regierungadelegation bei den Verhandlungen in Moskau und daß der österre1ohi­

sehe Nationalrat bei der Ratifizierung der vereinbarten Ab16selieferungen sioh 

in einem wesentlichen Irrtum befunden haben. Bei den Öl11eferungen an die 

UdSSR .handelt es sieh, wie von der Sowjetregierung hervorgehoben und von der 

österreichischen Regierung bestätigt 'Worden ist, nicht um Reparationsleistungen, 
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8ondern.um die Ablase für von der UdSS:R,tn Anspruoh genommenes Eigentmn. 

J)!+! beanspruohte Ablöse steht. also in ursächliohem festem Zusammenhange 

zu d,ell Wer" der 1n Anspruch genolll!llenen Eigentumsrechte und wurde bei der 

j!i:1PPbet!rJ1c aus diesem Wert abgeleitet. 

Va bei dieser Wertbemessung ein ma.ßg~bl1cher Ir~tum unterlaufen 

ist, so ist es recht und billig, dies bei der AblCSse richtigzustellen • 

. Es 1st deshalb. Pf1io1;l.t· der 5steneich1schen Regierung,clen russi- ' 

sehen, Vertrags partner auf den unterlaufenen schwerwiegenden Irrtum auf­

merksam zumachen und im VerhandluJ1gewege eine Anp~ssung der zu 'leisten­

den AbI5selieferu.n~en an die wirklichen Ölre~erven herbeizuführen. 

:Oie unterzeichneten Abgeordneten stellen deshalb an 'den Herrn 

BundeSkanzler die 

A n f '1' a g e, 

Ist die :SU1'ide8regie~ng bereit, mit dem aufgezeigten Ziel in Ver­

handlullgen mit der Regierung der UclSSR e.inzutreten und dem ParlameIlt 

Kitteilung von dem Ergebnis dieser Verhandlungen zu maohen? 

-........... ... 
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